
Professionelle Pflege für die Zukunft sichern
Handlungsfelder l iberaler Pflegepol itik



die Pflege alter, hilfsbedürftiger und kranker Menschen gehört zu

den Grundsäulen des Zusammenlebens. Dabei ist uns bewusst,

dass jeder Mensch unabhängig vom Alter sehr schnell für kurze

oder lange Zeit pflegebedürftig werden kann. Langzeitpflege erfolgt

in Deutschland noch überwiegend zu Hause durch Angehörige, in

vielen Fällen mit Unterstützung durch professionelle Pflege. Wegen

der sich ändernden Familienstrukturen wird die Bedeutung der

professionellen Pflege stark zunehmen.

Es ist Teil liberalen Selbstverständnisses, dass im Zweifel dem

Wunsch des Pflegebedürftigen entsprochen werden sollte, mög-

lichst lange ein selbstbestimmtes Leben - auch im Alter - führen zu

können. Bevor Familienmitglieder oder professionelle Pflegeein-

richtungen Pflege übernehmen, muss intensiv geprüft werden, ob

der Bedürftige tatsächlich nicht mehr in der Lage ist, seinen Alltag

ohne Unterstützung bewältigen zu können. Dies gilt insbesondere,

wenn die betroffene Person ausdrücklich Unterstützung ablehnt.

Auch für liberale Pflegepolitik muss gelten, ' individuell statt pau-

schal' und möglichst lange 'selbstbestimmt in allen Lebenslagen'.

Jeden Tag sorgen Tausende hervorragend ausgebildete und moti-

vierte Pflegefachkräfte im ganzen Land dafür, dass Menschen pro-

fessionelle Pflege erhalten. Wir alle wissen, dass diese Arbeit

umfassende Fachkenntnisse und emotionales Engagement erfor-

dert und mit einer hohen psychischen Belastung verbunden sein

kann. Deshalb gilt unser Dank al-

len, die diese Aufgabe täglich mit

viel Kompetenz, Empathie und Tat-

kraft übernehmen. Damit sie nicht

selbst krank werden, die Freude an

ihrem Beruf behalten und neue

Fachkräfte gewonnen werden

können, müssen die Rahmenbe-

dingungen verbessert werden.

Die FDP Niedersachsen hat sich

intensiv mit den Arbeitsbedingun-

gen in der professionellen Pflege auseinandergesetzt. Diese Bro-

schüre bietet Ihnen einen Überblick über unsere Sichtweise und

Forderungen im Bereich der Pflegepolitik. Die FDP Niedersachsen

möchte mit Ihnen in einen offenen und konstruktiven Dialog ein-

treten. Wir freuen uns auf einen Austausch mit Ihnen!

Mit herzlichen Grüßen

Landesvorsitzender der FDP Niedersachsen

Sehr geehrte Damen und Herren,
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Die aktuelle Lage
In Niedersachsen waren in 201 2 rund 260.000 Menschen lang-

zeitpflegebedürftig. Bis 2022 wird sich diese Zahl auf rund

31 0.000 erhöhen und bis 2050 nahezu verdoppeln. Je nach

Ausgestaltung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs können es noch

mehr Leistungsempfänger werden. Etwa 2/3 der pflegebedürf-

tigen Senioren werden zu Hause versorgt. Ein Drittel lebt in ei-

ner stationären Einrichtung.

Im Jahr 201 2 arbeiteten in Niedersachsen insgesamt rund

1 05.000 Pflegekräfte, davon rund 36.000 Fachkräfte mit drei-

jähriger Berufsausbildung. In Niedersachsen gibt es zurzeit 1 90

Akutkrankenhäuser. Sie beschäftigen etwa 50.000 Pflegefach-

kräfte, davon rund 50 % in Teilzeit. Durch die steigenden Fall -

zahlen bei sinkender Verweildauer der Patienten verdichtet sich

die Arbeit auf die besonders pflegeintensiven Tage. Gleichzeitig

erhöhen sich die Anforderungen in pflegerischer, medizinischer

und technischer Hinsicht und verlangen zusätzl iche Fortbildun-

gen zu Lasten von Pflegezeit. Bei einer älteren und weniger

werdenden Erwerbsbevölkerung bekommt medizinische Reha-

bil itation eine ständig größer werdende Bedeutung. Bundesweit

arbeiteten im Jahr 201 2 rund 32.000 Pflegekräfte in Vorsorge-

und Rehaeinrichtungen.

Für alle drei Bereiche gilt:
Im Zuge der demographischen Entwicklung steigen Multi-

morbidität und dementiel le Erkrankungen. Hinzu kommt die

Abnahme der Laienpflege. Insgesamt nimmt daher der Net-

to-Zusatz-Bedarf an qualifiziertem Pflegepersonal stark zu.

Der Ersatzbedarf in der professionellen Pflege ist höher als

in anderen Sektoren der Wirtschaft, weil Pflegekräfte häufi-

ger erkranken als andere Arbeitnehmer und früher aus dem

Beruf ausscheiden.

„Pflege“ ist nach wie vor überwiegend ein Frauenberuf. Es

gibt einen hohen Anteil an Teilzeitbeschäftigung.

Die Famil ienphase mündet häufig in den Ausstieg aus dem

Beruf.
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Die Zahl der in der Pflege Beschäftigten muss sich bis 2050

verdoppelt haben, trotz abnehmender Zahl der Menschen im

erwerbsfähigen Alter. Das heißt: Die Arbeit im Pflegebereich

muss gegenüber anderen Wirtschaftssektoren an Attraktivität

gewinnen.

Wir brauchen vor al lem bessere Rahmen- und Arbeitsbeding-

ungen, damit es gelingt,

mehr Auszubildende für den Pflegebereich zu gewinnen,

Arbeitszufriedenheit und Motivation anhaltend zu steigern

sowie Aufstiegsmöglichkeiten zu schaffen,

den Krankenstand zu senken,

die Teilzeitquote zu mindern,

die Pflegekräfte länger als heute im Beruf zu halten,

die Pflegekräfte nach einer Famil ienpause wieder für den

Beruf zu begeistern,

Zuwanderer für den Pflegebereich anzuwerben,

vielfältige Arbeitsangebote vorzuhalten.

Eine konzertierte Aktion für die professionelle Pflege

Die Zuständigkeiten für gesetzl iche Ausgestaltung und Finan-

zierung der professionellen Pflege verteilen sich auf Bund, Län-

der und Sozialversicherungen.

Obwohl al len Beteil igten bewusst ist, dass sich ein Pflegenot-

stand anbahnt, gibt es bisher keine wirkungsvolle Koordinie-

rung von Maßnahmen zur Abhilfe. Eine beim Kanzleramt

angebundene „Konzertierte Aktion Pflege“ kann

• konkrete Handlungsempfehlungen an die Akteure

beschließen und

• Fortschritte und Versäumnisse kommunizieren.

Gesundheit und Wohlergehen der Beschäftigten gewährleistenWas wollen wir erreichen?
•
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Unterstützende Organisation, betriebliche Gesundheitsför-

derung und Maßnahmen zur Vereinbarung von Famil ie und Be-

ruf können die Arbeitszufriedenheit stärken, den Krankenstand

senken und dafür sorgen, dass Vollzeitarbeit und Verbleib im

Beruf attraktiv sind.

Dazu gehören:
verlässl iche Dienstpläne

famil iengerechte Beschäftigungsverträge

die Einführung technischer Unterstützung

Angebote zur Fort- und Weiterbildung

Angebote zum physischen und psychischen

Belastungsabbau
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Gesundheit und Wohlergehen der Beschäftigten gewährleisten
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"Ich weiss, dass die Einrichtungen in der professio-

nel len Pflege heute schon tun, was mögl ich ist, um

Mitarbeiter zu fördern und zu entlasten. Es könnte

noch mehr sein, wenn die Einrichtungen von über-

flüssiger Bürokratie befreit würden. Und al le diese

Maßnahmen wären noch fruchtbarer, wenn die Ar-

beit der Pflegekräfte von Vertrauen und Wertschät-

zung durch Kostenträger und Pol itik und

Öffentl ichkeit begleitet würde. Genau dafür setze

ich mich ein."

Si lvia Bruns, Sprecherin für Sozial - und Gesund-

heitspol itik der FDP Landtagsfraktion.
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In der Langzeitpflege wurde die Tätigkeit in einzelne Maßnah-

men wie z. B. An- und Ausziehen, Waschen/Duschen, Kämmen,

Zahnpflege etc. aufgeteilt. Vergütet wird nur eine pflegerische

Verrichtung, die dokumentiert ist. Für Zuwendung und Kommu-

nikation ist keine Zeit vorgesehen. Bei den Pflegekräften

kommt es zu einem Gefühl einer sinnleeren „Pflege am Fließ-

band“.

Die Pflege ist bis ins Detail normiert. Eine Pflegefachkraft ver-

wendet in der stationären Altenpflege ca. 1 3 % ihrer Arbeitszeit

pro Schicht (7,7 Minuten pro Stunde) für die Dokumentation.

Dabei sind die Verwaltungsaufwendungen in Vorbereitung auf

Prüfungen aller Art nicht eingerechnet. Bei der Qualitätsprüfung

zählt nicht das Pflegeergebnis, sondern das, was aufgeschrie-

ben wurde.

Die derzeit mit Schreiben verbrachte Zeit lässt sich al lein in

Niedersachsen auf über 1 0.000 Mitarbeiter (201 4) umrechnen.

Der Hauptteil davon entfäl lt auf eine Überdokumentation, die

den Bezug zur pflegerischen Notwendigkeit längst verloren hat.

Zusätzl ich zu dem Zeitverlust für die eigentl iche Pflege beschä-

digt die Beschäftigung mit pflegerisch Sinnlosem die Motivation

und trägt zum frühen Berufsausstieg bei. Unabhängig von einer

Reform des Pflegebedürftigkeitsbegriffes könnten schon heute

die Leistungsvereinbarungen hin zu einer Orientierung an den

individuellen Bedürfnissen geändert werden. In Abstimmung

mit dem pflegebedürftigen Menschen würde damit die Eigen-

verantwortung der Pflegekräfte gestärkt. Gleichzeitig würde der

Blick auf das Ergebnis der Pflege gelenkt.

Weniger schreiben, individuell pflegen
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Weniger schreiben, individuell pflegen
Auch in der Krankenhauspflege ist der Verwaltungsaufwand er-

heblich angestiegen. Mit der Einführung der diagnosebezoge-

nen Fallgruppen (DRG - Diagnosis Related Groups) muss jeder

Patient zur Abrechnung in einem aufwändigen Verfahren einer

Fal lgruppe zugeordnet werden. Speziel l für die Pflege ist durch

die Einführung der DRGs eine Arbeitsverdichtung eingetreten.

Die Bettenzahl sinkt, aber die Fal lzahlen steigen. Die Zahl der

Pflegekräfte ist zwar annähernd gleich geblieben, aber der An-

teil der Teilzeitbeschäftigten hat zugenommen. Das bedeutet in

der Praxis, dass Pflegekräfte in kürzerer Zeit mehr Patienten in

den besonders pflegeintensiven Aufenthaltstagen versorgen

müssen.

In der Langzeitpflege:

die Normierung im Detail sol lte zugunsten einer individuali-

sierten Pflege reduziert werden.

die Dokumentation sollte auf ein sinnvolles Maß zurückge-

führt werden.

In den Kliniken:

speziel le Pflege-DRGs sollten entwickelt werden.

In der Langzeitpflege sowie in den Kliniken:

eine verbesserte Personalausstattung ist zu refinanzieren.

die handschriftl iche Dokumentation ist durch eine digitale

Erfassung zu ersetzen.

•

•

•

•

•

Was ist zu tun?



Sicherheit und Qualität der Pflegeeinrichtungen werden derzeit

von mehreren Institutionen nach sich teilweise überschneiden-

den Kriterien überprüft. Durch unangemeldete Prüfungen ent-

steht der Eindruck eines generel len Misstrauens gegenüber den

Pflegeeinrichtungen. Bei der Beurteilung der Pflegequalität hat

die schriftl iche Dokumentation gegenüber der tatsächlichen

Situation der Pflegebedürftigen ein unangemessen hohes Ge-

wicht.

Was muss geändert werden?
Das Pflegeergebnis sollte im Mittelpunkt jeder Prüfung stehen.

Ein System der Qualitätsnachweise sollte eingeführt werden,

wie es in der stationären Akutversorgung und in der statio-

nären Rehabil itation gut funktioniert.

Die Prüfungen müssen neutral und objektiv durch ein unab-

hängiges Institut durchgeführt werden.

Doppelprüfungen sind zu vermeiden. Mehr Kontrol le bringt

mehr Bürokratie, jedoch keine Verbesserung der Pflegequa-

l ität.

Es darf keine unangemeldeten Prüfungen ohne konkreten

Anlass geben. Das Grundrecht auf Unverletzl ichkeit der

Wohnung gilt auch für Einrichtungen der Pflege und muss

sichergestel lt werden.
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Kliniken und Pflegeeinrichtungen besser finanzieren
Derzeit kommen die Länder – wie auch Niedersachsen - ihren

Finanzierungspfl ichten für die Investitionskosten nicht ausrei-

chend nach, weder bei den Krankenhäusern noch in der statio-

nären Langzeitpflege. Daher müssen notwendige Investitionen

teilweise aus dem Personalbudget finanziert werden.

Um Pflegekräfte im Beruf zu halten und neue zu gewinnen,

müssen die Löhne steigen. Der Vergleich des Mindestlohns mit

den Löhnen in anderen Berufen demotiviert die Pflegekräfte zu-

sätzl ich. Außerdem führt die durch § 71 SGB V festgelegte De-

ckelung der Vergütungssteigerungen dazu, dass Pflegekräfte

von den allgemeinen Lohnsteigerungen anderer Arbeitnehmer

abgekoppelt werden.

Damit ausreichend Zeit für die Pflege zur Verfügung steht, müs-

sen die Personalschlüssel und die Personalvorhaltung an die

fachlichen Notwendigkeiten angepasst und entsprechend refi-

nanziert werden.

Die Langzeitpflege muss mehr als nur Grundpflege, hauswirt-

schaftl iche Versorgung und Betreuung leisten. Auch die Organi-

sation der Teilhabe am gesellschaftl ichen Leben, die Koordin-

ation al ler an der Versorgung Beteil igten, große Teile des Ent-

lassungsmanagements, die Beratung der Pflegebedürftigen und

deren Angehörigen und vieles mehr wird von der Langzeitpflege

erwartet und muss refinanziert werden.

Eine zunehmende Zahl Pflegebedürftiger mit Migrationshinter-

grund erfordert besondere kulturel le Sensibil ität. Eine weitere

hohe Anforderung ergibt sich im gesamten Pflegebereich durch

die Zunahme der an Demenz erkrankten Menschen. Auf diese

Entwicklungen müssen Pflegekräfte vorbereitet werden. Auch

dies ist nicht ohne entsprechende Refinanzierung möglich.

Was ist zu tun?
Der gesamte Pflegebereich muss finanziel l besser ausge-

stattet werden.

Die Entlohnung muss der Qualifikation und der Verantwor-

tung entsprechen.

Die Deckelung der Vergütungssteigerungen nach § 71 SGB V

ist aufzuheben.

Zusätzl iche Aufgaben erfordern zusätzl iche Vergütungen.

Die Kosten der Behandlungspflege sind, wie in der ambulan-

ten auch in der stationären Langzeitpflege, von der Kranken-

versicherung zu tragen.

•

•

•
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Fairen Wettbewerb und unternehmerische Freiheit schaffen
Privates unternehmerisches Engagement übernimmt in der pro-

fessionellen Langzeitpflege einen wesentl ichen Teil der Versor-

gung und sorgt dafür, dass durch den Wettbewerb die

Versorgung insgesamt besser wird.

Allerdings haben Wohlfahrtsunternehmen gegenüber privaten

Trägern von Pflegeeinrichtungen u. a. steuerrechtl iche Vorteile.

Sie können über ihre Träger steuerbegünstigte Spenden und

staatl iche Zuschüsse z. B. von Gerichten, Lotterien oder Ver-

käufen von Sonderbriefmarken entgegen nehmen. Soweit Steu-

ergelder eingesetzt werden, finanzieren die Privaten ihre

Konkurrenz sogar mit. Das ist kein fairer Wettbewerb!

Nicht zu vereinbaren mit unternehmerischer Freiheit ist die

Vielzahl der existierenden Vorschriften, Nachweispfl ichten und

Reglementierungen. Außerdem ist das Gleichgewicht der Chan-

cen zwischen Anbietern und Nachfragern aus der Balance gera-

ten. So müssen in der Praxis die Unternehmer z.B. Vertrags-

verletzungen bei Vergütungsregelungen für Pflegemaßnahmen

hinnehmen, denn Verfahrensdauern von vier bis sechs Jahren

bei Klagen gegen Kostenträger und Prüfinstitutionen vor den

niedersächsischen Sozialgerichten vereiteln ein tatsächliches

rechtl iches Gehör.

Zu wenig Innovationsfreiheit auf Anbieterseite führt zu weniger

Wahlfreiheit für die Versicherten. So, wie es keinen Einheits-

Pflegebedürftigen gibt, so dürfen auch die Einrichtungen nicht

zu Einheitseinrichtungen werden. Besonderheiten regionaler

oder anderer Art sollten sich in entsprechenden Angeboten

wiederfinden.

Dies setzt voraus, dass die Anbieter die Freiheit haben, sich zu

spezial isieren. Es sollte z. B. möglich sein, Mehrbettzimmer an-
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zubieten und die Freizeitangebote individuell zu gestalten, wenn

die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen dies wünschen.

Die Preisfreiheit ist für Pflegeleistungen, Betreuungsleistungen

und für Klinikleistungen völl ig el iminiert. Das führt dazu, dass

sich individuelle Angebote nur unter großen wirtschaftl ichen Ri-

siken am Markt einführen lassen. Nur weil die Wohnleistungen

noch relativ frei gestaltet werden können, gibt es dabei noch ei-

ne Angebotsvielfalt. Wenn die Versicherten grundsätzl ich pro

Pflegestufe einen bestimmten Betrag von der Versicherung be-

kommen würden, könnten sie selbst bzw. ihr Betreuer über die

gewünschte professionelle Pflegeleistung entscheiden. Es ist zu

erwarten, dass sich damit Angebot und Nachfrage differenzie-

ren würden.

Was ist zu tun?
Für al le, die professionel le Pflege anbieten, sol lten diesel-

ben finanziel len Rahmenbedingungen gelten.

Für al le Pflegeeinrichtungen – auch für kirchl iche - sol lten

dieselben arbeitsrechtl ichen Bedingungen gelten.

Das Sozialgerichtsgesetz muss hinsichtl ich der Verfahrens-

laufzeiten reformiert werden.

Die Vorschriften zur Rechtsaufsicht über die Kostenträger

sol lten reformiert und angewandt werden.

Die Pflegeeinrichtungen sol lten frei sein, ihre Einrichtun-

gen individuel l zu gestalten.

Die Leistung der Pflegeversicherung für professionel le

Pflege sol lte grundsätzl ich in Form eines persönl ichen Pfle-

gebudgets erfolgen.

•

•

•

•

•

•
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Eine zukunftsfähige und attraktive Pflegeausbildung

Die Ausbildungen in der Altenpflege, Krankenpflege und Kin-

derkrankenpflege haben sich in den letzten Jahren beträcht-

l ich weiter entwickelt. Es l iegt nahe, diese drei Ausbildungs-

gänge stärker miteinander zu verbinden.

Eine "Integrative Pflegeausbildung" verbindet die drei Fach-

richtungen, ohne ihre jeweils spezifischen Komponenten zu

vernachlässigen. Sie schafft Wahlmögl ichkeiten auf verschie-

denen Ausbildungsstufen und vielseitige Einsatzmögl ichkei-

ten. Die integrative Pflegeausbildung dauert dreieinhalb Jahre

und gl iedert sich in drei Phasen:

In den ersten zwei Jahren erlangen die Auszubildenden ge-

meinsame Basiskompetenzen. Nach dem ersten Jahr ist be-

reits ein staatl ich anerkannter Berufsabschluss mögl ich

(Pflegehelfer/in) und nach zwei Jahren ein Abschluss zur Pfle-

geassistentin/zum Pflegeassistenten.

Die dreieinhalbjährige Ausbildung zur staatl ich anerkannten

Pflegefachkraft schl ießt mit einer Prüfung in einem der drei

Bereiche Krankenpflege, Altenpflege oder Kinderkrankenpfle-

ge ab.

Danach besteht die Mögl ichkeit, sich zur "Spezialpflegefach-

kraft" (Gerontopsychiatrie, Famil iengesundheitspflege oder

Akutpflege) weiter zu spezial isieren.

Was ist zu tun?
Die gesetzl ichen Grundlagen für eine integrative Pflegeaus-

bildung werden geschaffen.

Krankenversicherungen, Pflegeversicherung und Länder er-

richten einen Fonds zur Finanzierung der Ausbildung, um

die Kosten gerecht zu verteilen.

Ausbildungsbetriebe und Fachschulen tragen gemeinsam

die Verantwortung für die Ausbildung.

•

•

•
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Zuwanderung für die Pflegeberufe
Um einen Teil des enorm steigenden Pflegebedarfs zu decken,

benötigen wir dringend zusätzl iche Pflegekräfte aus dem

Ausland. Bisher kommen nur wenige Pflegefachkräfte aus an-

deren EU-Ländern nach Deutschland. Gründe hierfür sind ne-

ben Sprachbarrieren u. a. ein Anstieg des Pflegebedarfs im

eigenen Land, die speziel l in der Altenpflege vergleichsweise

geringeren Verdienste und die als schlecht empfundenen Ar-

beitsbedingungen. Hinzu kommen Unterschiede in den Ausbil-

dungsgängen und den dadurch erworbenen Kompetenzen.

Wodurch wird Zuwanderung erleichtert?
Fachl iche, sprachl iche und kulturel le Vorbereitungskurse,

insbesondere mit eigenen Curricula für Altenpflege.

Unterstützung in der Einarbeitungsphase, Refinanzierung

der zusätzl ichen Aufwendungen.

Vereinheitl ichung der geforderten Sprachniveaus und Fi-

nanzierung von fachbezogenen Sprachkursen.

Transparente Verfahren und kurze Bearbeitungszeiten so-

wie administrative Unterstützung der Einwanderung.

Bundesweit gültige Regeln zur Anerkennung ausländischer

Abschlüsse.

Erleichterung der Famil ienzusammenführung.

Übernahme von Ausländern, die in Deutschland ein Freiwil-

l iges Soziales Jahr absolvieren.

•

•

•

•

•

•

•
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Die Pflege verdient, als eigenständiger Leistungsbereich im Ge-

sundheitswesen gewürdigt zu werden. Dies gilt sowohl in Klini-

ken als auch in der Langzeitpflege. Im Rahmen der Reform der

Pflegeausbildung können sowohl der Akut- als auch der Lang-

zeitpflege eigene Kompetenzen und Verantwortungsbereiche

zugewiesen werden.

Bei gesicherter ärztl icher Diagnose und im Bereich der pall iati-

ven Versorgung gehört hierzu u. a. die Möglichkeit, Inkontinenz-

produkte und Hilfsmittel und/oder Salben zu verordnen. Sinn-

voll sind Mitentscheidungsrechte bei al len Entwicklungen und

Maßnahmen, die die pflegerische Versorgung betreffen.

Im Rahmen der integrierten Versorgung sollen sich die ver-

schiedenen Fachdiszipl inen und Sektoren miteinander vernet-

zen, um die Qualität der Patientenversorgung zu verbessern.

Neben Kliniken und niedergelassenen Ärzten sollten Pflegeein-

richtungen als eigenständige Partner einbezogen werden.

Die DRGs in Kliniken sollten so überarbeitet werden, dass eine

bessere Differenzierung und Individualisierung möglich ist. Die

Einführung von eigenen Pflege-DRGs würde den Stel lenwert

des Pflegedienstes in den Krankenhäusern stärken und verhin-

dern, dass Einsparungen überwiegend zu Lasten der Pflege vor-

genommen werden. Entscheidungsstrukturen in Kliniken sollten

so beschaffen sein, dass Ärzte, Verwaltung und Pflege als

gleich berechtigte Partner zusammen arbeiten können.

Die Professionalität der Pflege würdigen
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Was soll erreicht werden?
Die professionel le Pflege sol l bei sämtl ichen Entwicklungen

und Maßnahmen zur pflegerischen Versorgung miteinbezo-

gen werden.

Pflegeeinrichtungen sol len als eigenständige Partner bei

Vereinbarungen zur integrierten Versorgung beteil igt wer-

den können.

Professionel l Pflegende sol lten nach vorangegangener ärzt-

l icher Diagnose Hilfsmittel zur Pflege eigenständig verord-

nen dürfen.

Die Pflegeleistungen in den Kl iniken sol len in eigenen Pfle-

ge-DRGs erfasst werden.

Um mehr Pflegekräfte zu gewinnen und um sie zu halten

brauchen wir:

weniger Bürokratie, Normierung und Misstrauen.

mehr Anerkennung und Wertschätzung.

mehr professionelle Freiheit und Verantwortung.

eine Ausbildungsreform für die Pflegeberufe.

famil ienfreundliche und gesundheitsfördernde Arbeitsbe-

dingungen.

Zuwanderung von Pflegekräften.

eine bessere Finanzierung des Pflegebereichs.

•

•

•

•

Nehmen Sie Kontakt auf!
Ihre Kommentare, Fragen und Vorschläge sind sehr willkommen!

Kontakt zu Ihrem regionalen FDP-Landtagsabgeordneten

bekommen Sie über die Landesgeschäftsstelle. Schreiben

Sie uns einfach eine E-Mail unter nds@fdp.de oder rufen Sie

uns unter 051 1 /2 80 71 -0 an.

Sie können sich auch direkt an die FDP-Landtagsabgeordnete

Sylvia Bruns wenden, unsere Sprecherin für Sozial- und Ge-

sundheitspol itik.

SIEBEN PUNKTE

•

•

•

•

•

•

•
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